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SCHRIFTLICHE ANFRAGEN

An Silvester wurde ein Feuerwehrmann in
Augsburg mit einem Feuerwerkskörper be-
schossen. Er traf ihn am Hinterkopf und
verletzte ihn am Auge. Als andere Ret-
tungskräfte dem Mann helfen wollten,
wurden auch sie mit Raketen beschossen.
„Die Feuerwehrleute wollen helfen und
werden dafür angegriffen – das geht gar
nicht!“, schimpft der Sprecher der SPD-
Landtagsfraktion für Fragen des öffentli-
chen Diensts, Stefan Schuster. Feuer-
wehrleute sähen sich immer häufiger An-
griffen ausgesetzt und müssten sich ver-
mehrt mit Behinderungen im Einsatz aus-
einandersetzen. Der ehemalige Berufsfeu-
erwehrmann wollte daher von der Staats-
regierung wissen, wie viele Feuerwehrleu-
te, Rettungssanitäter und Polizeibeamte
durch gewalttätige Übergriffe zu Schaden
gekommen sind.
Gemäß Kriminalstatistik der Polizei sind
2015 76 Feuerwehrleute verletzt worden –
weniger als 2014, als es 79, beziehungswei-
se 2013, als es 128 Verletzte gab. Gestiegen
sind hingegen die Angriffe auf Einsatzkräf-
te des Rettungsdiensts. 2015 waren es 198
Fälle, 2014 „nur“ 185 und 2013 122. Zu-
genommen hat mit 2051 ebenfalls die Zahl
der zu Schaden gekommenen Polizeibe-
amten. 2014 waren es noch 1887, 2013
1925. Für 2016 liegen noch keine verläss-
lichen Daten vor. Zu wie vielen Anzeigen
und Verurteilungen es kam, ist der Justiz in
Bayern nicht bekannt. „Eine berufsbezo-
gene Erfassung von durch Straftaten Ge-
schädigten erfolgt nicht.“
Die Staatsregierung begrüßt das Vorhaben
der Bundesregierung, den Strafrahmen bei
Gewalt gegen Einsatzkräfte zu erhöhen.

„Auch wenn es tragische Einzelfälle gibt,
ist im Einsatzalltag Gewalt gegen Ret-
tungskräfte bislang die Ausnahme“, heißt
es in der Antwort des Innenministeriums.
Zwar verurteilt das Ressort von Innenmi-
nister Joachim Herrmann (CSU) jeden An-
griff auf Rettungskräfte „auf das Schärfste“.
„Im Gegensatz zu den Einsatzkräften der
Polizei ist der Freistaat jedoch nicht
Dienstherr der Einsatzkräfte des Rettungs-
dienstes oder der Feuerwehr.“ Daher seien
der Arbeitgeber für die Rettungsdienstmit-
arbeiter und die Gemeinden für die Feu-
erwehrleute primäre Ansprechpartner bei
der Schutzausstattung. Wenn Rettungs-
kräfte gefährdet sind, würden sie aber
durch die Polizei unterstützt.
Hilfsorganisationen haben inzwischen flä-
chendeckend Deeskalationsschulungen
in ihre Fortbildungsprogramme integriert.
Eine Schutzausstattung wie Schutzwesten
oder Pfefferspray wird allerdings vom
Bayerischen Roten Kreuz abgelehnt – es
wird befürchtet, dass dies eher zu einer Es-
kalation führen könnte.
Auch SPD-Mann Schuster unterstützt den
im Dezember von Bundesjustizminister
Heiko Maas (SPD) vorgelegten Gesetzent-
wurf, um die Strafen für Angriffe auf Poli-
zei, Feuerwehr und Rettungskräfte deut-
lich zu erhöhen: „Ich denke, es ist an der
Zeit, ein deutliches Signal zu senden, dass
wir Gewalt gegen unsere Helfer nicht dul-
den und die Angreifer hart bestraft wer-
den.“ Er finde es bewundernswert, dass die
Feuerwehr Augsburg versichert hat, auch
weiterhin allen Mitbürgern helfen und ihr
eigenes Leben aufs Spiel setzen zu wol-
len. TEXT LOH/FOTO DPA

Mehr Angriffe auf Polizisten und Rettungsdienstler

NACHGEHAKT | Abgeordnete fragen, Ministerien antworten

Wie werden
Polizisten ge-
schult, um ge-
fälschte Pässe
von Asylbewer-
bern zu erken-
nen, fragte Eva
Gottstein (FW).

Schon 2013
wies er auf das
Problem bei Fa-
schingsumzü-
gen hin: Florian
Ritter (SPD).
Passiert sei seit-
dem wenig.

Die CSU unter-
nimmt zu wenig
gegen türkische
Rechtsextreme
in Bayern, fin-
det Katharina
Schulze (Grü-
ne).

INFO Anfragenkönig 2016

Mit 71 Stück schrieb letztes Jahr Hans Jürgen Fahn (Freie Wähler) die meisten
schriftlichen Anfragen aller Landtagsabgeordneten. Auf Platz zwei liegt mit 63
Anfragen Ruth Müller (SPD), gefolgt von den Grünen Katharina Schulze (48),
Rosi Steinberger (47), Ludwig Hartmann (46) und Christine Kamm (45). Bei der
CSU schrieb Josef Zellmeier die meisten Anfragen (6).

Insgesamt ist die Zahl der schriftlichen Anfragen 2016 im Vergleich zum Vorjahr
um 40 auf 1413 leicht zurückgegangen. Die meisten davon stellten mit 615 (-28)
die SPD. Danach folgen die Grünen mit 450 (-10) und die Freien Wähler mit 324
(-9). Auf niedrigem Niveau gesteigert hat sich die CSU: Mit 24 Anfragen verfass-
te die Fraktion sieben mehr als im Vorjahr. > LOH

ein mit fünf Fingern stilisierter
Wolfskopf, weshalb die Anhänger
der Bewegung auch als ’Graue
Wölfe’ bezeichnet werden.“ Die
zahlenmäßig stärkste Anhänger-
schaft der Ülkücü-Bewegung in
Deutschland befindet sich in so-
genannten Kultur- und Idealisten-
Vereinen der ADÜTDF (Föderati-
on der Türkisch-Demokratischen

Idealistenvereine in Deutsch-
land). Welche Vereine, Organisa-
tionen und Gruppierungen ihr in
Bayern zugerechnet werden, kann
das Ressort von Innenminister

Joachim Herrmann nicht sagen.
„Eine konkretere, regionale Auf-
schlüsselung ist in der Kürze der
zur Verfügung stehenden Zeit
nicht möglich.“

Grünen-Chefin Schulze ärgert
das: „Während diese gefährliche
Szene innerhalb eines Jahres um
mehr als zehn Prozent gewachsen
ist und ihre Strukturen vor allem
in den Ballungsräumen zuneh-
mend verfestigt, betreibt die CSU-
Regierung business as usual.“ Ob-
wohl die Ülkücü-Bewegung mög-
licherweise die Wahlen zum
Münchner Migrationsbeirat ma-
nipuliert habe, würden Informati-
ons-, Beratungs- und Präventi-
onsangebote von der CSU-Regie-
rung nicht für nötig erachtet.
„Anstatt konsequent dagegen
vorzugehen, besuchen CSU-Poli-
tiker deren Sommerfeste“, so
Schulze. „Das ist indiskutabel.“
> DAVID LOHMANN

Innenminister Joachim Herrmann
(CSU) erklärt aber, dass eine Un-
tersuchung des Bundes ergeben
habe, „dass gefälschte Dokumen-
te bei Asylverfahren kein Mas-
senphänomen sind“.

Wenige Erkenntnisse über
türkische Rechtsextreme

Im Münchner Migrationsbeirat,
der den Stadtrat in Migrationsfra-
gen berät, sitzen seit Anfang des
Jahres auch Personen aus der tür-
kischen Ülkücü-Gruppierung.
„Die Bewegung ist eine rechtsex-
treme Vereinigung“, schimpft
Grünen-Fraktionschefin Kathari-
na Schulze. „Verschiedene Straf-
taten, politische Agitation online
wie offline, viele Veranstaltungen
mit Tausenden von Teilnehmen-
den werden von ihr seit Jahren in
Bayern betrieben.“ Sie hakte aus
diesem Grund nach, welche ein-
zelnen Vereine, Organisationen

und Gruppierungen die Staatsre-
gierung der Organisation zurech-
net.

In der Antwort erklärt das In-
nenministerium, die Ülkücü-Be-
wegung unterliege dem Beobach-
tungsauftrag des Bayerischen
Landesamts für Verfassungs-
schutz. „Symbol der Bewegung ist

haben und wie die Beamten zur
besseren Erkennung geschult
werden.

Laut Innenministerium wurden
von Flüchtlingen 2014 1250 und
2015 1439 Straftaten im Bereich
„Urkundenfälschung“ begangen.
Für 2016 lägen noch keine vali-
den Daten vor. Damit Polizisten

gefälschte Ausweise besser erken-
nen, werden Beamte der zweiten
Qualifikationsebene in mehreren
Unterrichtseinheiten durch Poli-
zeifachlehrer trainiert. Beamte in
der dritten Qualifikationsebene
werden an der Fachhochschule
unter anderem mit sechs Stunden
durch das Bayerische Landeskri-
minalamt im Bereich Dokumen-
tenkriminalität geschult. Neben
zweiwöchigen Seminaren am
Fortbildungsinstitut werden nach
Angaben des Ministeriums vor al-
lem Beamte, deren Dienststellen
mit Fahndungsaufgaben betraut
sind, durch Dokumentenmultipli-
katoren der Polizei fortgebildetet.

Besonders erschreckend findet
FW-Frau Gottstein, dass beim
Bundesamt für Migration und
Flüchtlinge zahlreiche Fälle von
gefälschten Pässen nicht erkannt
worden seien. Das Ressort von

Das Kunstministerium antwor-
tet, „die gestellte Anfrage betrifft
die Persönlichkeits- und Daten-
schutzrechte des Dienstleisters“,
weshalb die Frage nicht beant-
wortet werden könne.

SPD-Frau Zacharias zeigt sich
unzufrieden mit der Antwort:
„Das Ministerium versucht weiter,
den Skandal zu vertuschen.“ Das
Argument, wonach die Persön-
lichkeitsrechte des mutmaßlichen
Scientologen geschützt werden
müssten, könne sie nicht nach-
vollziehen. Sie fordert jetzt einen
offiziellen Bericht von Minister
Spaenle und seinem Vorgänger.

CSU: Gefälschte Pässe
„kein Massenphänomen“

Im vergangenen Herbst wurde
eine Bund-Länder-Arbeitsgruppe
beauftragt, ein Verfahren zu erar-
beiten, mit dem der Austausch
von Erkenntnissen über gefälsch-
te Pässe von Flüchtlingen zwi-
schen den Polizeibehörden der
Länder verbessert werden soll.

„Das zeigt, wie weit wir den Er-
fordernissen tatsächlich hinter-
herhinken“, meint Eva Gottstein
(Freie Wähler). Sie fragte daher
die Staatsregierung, wie oft Poli-
zisten in Bayern Flüchtlinge mit
gefälschten Papieren aufgegriffen

2014 noch 2015 rechtsextreme
Aktionen gegeben. Auch eine
weitere Sensibilisierung der Poli-
zeidienststellen sei nicht erforder-
lich.

SPD-Mann Ritter sieht das spä-
testens nach dem Vorfall am
Sonntag in Würzburg anders:
„Wie kann es bei allgemein er-
höhten Sicherheitsmaßnahmen
passieren, dass diese Gruppe sich
mit einem Banner ungestört in
den Zug einreihen konnte, um
ihre Hetze zu verbreiten?“, fragte
er. Ritter und sein Kollege Georg
Rosenthal kündigten eine weitere
Anfrage an.

Scientologe im Haus der
Kunst? SPD fordert Bericht

Seit mehreren Dekaden arbeitet
ein Mitglied von Scientology für
das Haus der Kunst in München.
Wie die SPD-Kulturpolitikerin
Isabell Zacharias angeblich
durch interne Dokumente bele-
gen kann, wussten Kunstminister
Ludwig Spaenle (CSU) und der
frühere Kunstminister Wolfgang
Heubisch (FDP) bereits seit län-
gerer Zeit von den Vorwürfen –
ohne etwas dagegen zu unterneh-
men.

Zacharias fragte daher die
Staatsregierung: „Stimmt es, dass
dem Aufsichtsrat des Hauses der
Kunst, dessen Mitglied Minister
Spaenle ist, seit Juli 2016 bekannt
war, dass der externe Dienstleister
für Personalverwaltung des Hau-
ses der Kunst ein bekennender
Scientologe ist?“

Rechtsextreme mischen
sich unter Faschingsumzug

In den letzten Jahren haben im-
mer wieder rechtsradikale Grup-
pierungen an Faschingsumzügen
im Freistaat teilgenommen. Am
vergangenen Sonntag lief zum
Beispiel eine Gruppe Rechtsextre-
mer der Splitterpartei „Dritter
Weg“ beim Würzburger Umzug
mit. „Schon 2013 habe ich die
bayerische Staatsregierung auf die
Problematik hingewiesen“, erklärt
der SPD-Landtagsabgeordnete
Florian Ritter. Damals seien den
Behörden insgesamt fünf solcher
Vorfälle bekannt gewesen. Im
Jahr davor unterwanderten Neo-
nazis mit „Volkstod“-Bannern
laut Ritter mindestens zwei Um-
züge im Freistaat. 2016 wollte Rit-
ter in einer Anfrage von der
Staatsregierung wissen, welche
Maßnahmen sie ergreift, um sol-
che Vorfälle zu verhindern.

Das Innenministerium antwor-
tete damals, das Bayerische Lan-
deskriminalamt weise die örtli-
chen Polizeidienststellen seit 2014
auf ein mögliches Auftreten von
Rechtsextremisten im Rahmen
von Faschingsumzügen hin.
„Auch die Kommunen werden re-
gelmäßig vor der Faschingssaison
darauf aufmerksam gemacht, dass
rechtsextreme Gruppierungen Fa-
schingsumzüge für politische Agi-
tation nutzen könnten“, heißt es in
der Antwort des Ministeriums.
Weitere Hilfe gebe es bei der Baye-
rischen Informationsstelle gegen
Rechtsextremismus (BIGE).

„Gefährderansprachen“ wurden
letztes Jahr laut dem Ressort von
Innenminister Joachim Herrmann
(CSU) nicht durchgeführt. Durch
eine solche Ansprache soll dem
potenziellem Gefährder signali-
siert werden, dass ein polizeili-
ches Interesse an seiner Person
besteht. Grund: Es habe weder

Rechtsextreme, Passfälscher, Scientologen

Der externe Dienstleister für Personalverwaltung des Münchner Haus der Kunst soll ein Scientologe sein. DPA

2015 wurden 1439 Asylbewerber
mit gefälschten Pässen entdeckt. DPA

Laut Justiz keine Volksverhetzung:
der Ilmtaler Asylabwehr-Panzer. DPA


